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6. Änderungssatzung der Satzung über die Durchführung der Sozialhilfe und 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung im Kreis Lippe vom 

07.01.2005 
 
Aufgrund des § 5 Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen  (KrO NW) in der Fassung der 
Bekanntmachung  vom 14.07.1994 (GV NW S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 8 des Gesetzes 
vom 01. Dezember 2021 (GV. NRW. S. 1346) und des § 99 Abs. 1 Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch 
(SGB XII – Sozialhilfe – vom 27.12.2003 (BGBl. i S. 3022) in der z. Z. gültigen Fassung in Verbindung 
mit § 3 Abs. 1 des Landesausführungsgesetzes zum Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII – 
Sozialhilfe für das Land Nordrhein-Westfalen (AG-SGB XII NRW) vom 16.12.2004 in der z. Z. gültigen 
Fassung hat der Kreistag des Kreises Lippe in seiner Sitzung am 06.07.2026 folgende 
Änderungssatzung erlassen: 
 
 
 
 

§ 1 
 
§ 4 wird wie folgt neu gefasst:  
 
(1) Von der Übertragung nach § 1 sind ausgenommen: 
 

1. Hilfe zum Lebensunterhalt in Einrichtungen nach § 27 b SGB XII.  
 

2. Hilfe zur Pflege nach dem 7. Kapitel SGB XII,  
 

3. Hilfe in sonstigen Lebenslagen, soweit sie nach § 73 SGB XII erforderlich werden, 
 

4. Maßnahmen der vorbeugenden Gesundheitshilfe (§ 47 SGB XII), soweit es sich um 
Kurmaßnahmen handelt, 
 

5. Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem dritten Kapitel SGB XII und Leistungen der 
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem vierten Kapitel SGB XII für 
Personen, die in einer Werkstatt für behinderte Menschen betreut werden oder denen ein 
persönlicher Wohnraum nach § 42 a Abs. 2 Satz 3 SGB XII zur Nutzung überlassen wurde 
(„besondere Wohnform“), 

 
6. Hilfe zur Weiterführung des Haushalts und Altenhilfe gem. §§ 70 und 71 SGB XII, 

 
7. Hilfe bei Krankheit (§ 48 SGB XII), Hilfe bei Schwangerschaft und Mutterschaft (§ 50 SGB XII) 

und Hilfe bei Sterilisation (§ 51 SGB XII), soweit diese Hilfen stationär durchgeführt werden 
müssen, 

 
8. Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem dritten Kapitel SGB XII und Leistungen der 

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem vierten Kapitel SGB XII für 
Personen, die stationäre Hilfe zur Pflege erhalten, 

 
9. Bestattungskosten gemäß § 74 SGB XII. 

 
(2) Die Zuständigkeit des örtlichen Trägers für die unter Abs. 1 Nummer 5 und 8 aufgeführten 

Personenkreise mit Anspruch auf Leistungen umfasst auch die Hilfe zum Lebensunterhalt in 
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Sonderfällen nach §§ 27 Abs. 3 und 34 SGB XII und die Gewährung von Leistungen als 
Darlehen nach §§ 37, 37a und 38 SGB XII. 

 
(3) Der örtliche Träger bleibt auch bei den nach § 1 übertragenen Aufgaben zuständig für die 

Sicherstellung des Überganges folgender Ansprüche gem. §§ 93 und 94 SGB XII: 
 

1. Vertragliche Leistungen (Wohnrechte, Altenteile, Hege und Pflege u.a.) 
2. Unterhaltsansprüche nach bürgerlichem Recht 
3. Schenkungsrückforderungsansprüche. 

 
(4) Der örtliche Träger behält sich vor, in Einzelfällen die Übertragung jederzeit ganz oder teilweise 

zu widerrufen. Der Widerruf kann mündlich oder schriftlich erfolgen.  
 
(5) Die Städte und Gemeinden haben die Bearbeitung von gerichtlichen Verfahren (einstweilige 

Rechtsschutzverfahren, Klageverfahren, Rechtsmittelverfahren usw.) sowie die 
Terminsvertretung beim jeweils zuständigen Gericht dem örtlichen Träger zu überlassen. 
Gleiches gilt für die Nicht-/Einlegung von Rechtsmitteln. Die Städte und Gemeinden haben dem 
örtlichen Träger eine entsprechende (General-) Vollmacht für die jeweilige Instanz zu erteilen. 

 
 
 

§ 2 
 
Die Änderung der Satzung über die Durchführung der Sozialhilfe und der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung im Kreis Lippe tritt am Tage nach öffentlicher Bekanntmachung in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 6. Änderungssatzung über die Durchführung der Sozialhilfe und der Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung im Kreis Lippe wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der 
Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NW) beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung  nicht mehr geltend gemacht werden kann, es 
sei denn 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 

durchgeführt, 
b)  die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c)  der Landrat hat den Kreistagsbeschluss vorher beanstandet oder 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem Kreis vorher gerügt und damit die verletzte 

Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
 
Detmold, 24.07.2026 
 
 
Gez. 
Haase 
 
 
 
 
 
 


